
 

 

 

EU Industrial Accelerator Act – Eine Chance für den industriellen Mittelstand Europas 

Mit dem am 4. März 2026 vorgestellten Industrial Accelerator Act (IAA) setzt die Europäische 

Kommission ein starkes Signal für eine neue, strategisch ausgerichtete europäische 

Industriepolitik. Ziel des Verordnungsvorschlags ist es, die industrielle Basis der EU zu stärken, 

Produktionskapazitäten auszubauen und die Dekarbonisierung zentraler Sektoren zu 

beschleunigen. Angesichts globaler Herausforderungen wie geopolitischer Unsicherheit, 

Lieferkettenabhängigkeiten und der massiven industriepolitischen Programme in den USA und 

China kommt dieser Schritt zur richtigen Zeit. 

 

Freier Welthandel ist die Grundlage unseres Wohlstands, Handelsschutzinstrumente sind 

gleichwohl geboten  

Der freie, regelbasierte Welthandel ist eine Erfolgsgrundlage für die deutsche Industrie. Indem 

die USA Handelspolitik als Mittel zur Durchsetzung politscher Ziele einsetzen und Importe z.B. 

von Metallerzeugnissen mit 50% bezollen und gleichzeitig die Importe von Metallerzeugnissen 

aus China wachsen, geraten europäische Hersteller unter zunehmenden Druck. In dieser Lage 

sind Handelsschutzmaßnahmen wie eine europäische Präferenzregelung ordnungspolitisch 

gerechtfertigt und geboten, wenn sie geeignet und verhältnismäßig sind. Insbesondere gilt dies, 

wenn europäisches Steuergeld z.B. zur Förderung von Elektroautos eingesetzt wird.   

Der IAA verknüpft erstmals Industrie-, Klima- und Handelspolitik in einem Instrument. Im 

Zentrum steht das Bekenntnis zu einer „Made in Europe“-Strategie: Ö<entliche Aufträge und 

Fördermittel sollen gezielt jene Produkte bevorzugen, die in Europa hergestellt und gleichzeitig 

CO ₂-arm produziert wurden. Richtig gemacht, kann ein doppelter Nutzen entstehen: 

europäische Wertschöpfung und Arbeitsplätze werden gesichert und der Weg zu einer 

klimaneutralen Wirtschaft beschleunigt. Außerdem verbleiben technologische Kompetenzen in 

Europa und tragen somit zur Resilienz des Kontinents bei. Die neuen Bescha<ungskriterien 

fördern insbesondere strategische Branchen – darunter Stahl, Aluminium, Automobilbau sowie 

Zukunftstechnologien. 

 

EU-Regeln zur Präferenz und zu grünen Leitmärkten müssen praxistauglich und 

bürokratiearm umgesetzt werden 

Der IAA wird nur dann ein Erfolgsmodell werden, wenn er bürokratiearm und praxistauglich 

ausgestaltet wird und vor allem die beabsichtigte Wirkung erzielt. Für den Nachweis eines Local 

Contents dürfen nur erfüllbare Anforderungen aufgestellt werden, vorhandene Potentiale durch 

die Digitalisierung von Lieferketten – wie heute bereits in der Automobilindustrie - müssen 

ausgeschöpft werden. Im Zweifel muss Vertrauen vor Kontrolle gehen.  



Die Einführung von verpflichtenden Anteilen von grünem Stahl und Aluminium kann die 

Markteinführung dieser Produkte fördern. Die Definition von grünem Stahl muss transparent 

und nachvollziehbar anhand klarer Kriterien entlang der unterschiedlichen Erzeugungsrouten 

sein. Die Hersteller müssen verpflichtet werden, die bei der Herstellung anfallenden CO 2-

Emissionen gewichtsgenau und nach international anerkannten Methoden zu erheben und dem 

Käufer zu übermitteln. Gemeinsam mit Partnerländern, mit denen die EU ein 

Freihandelsabkommen unterhält, können Präferenzregeln, ggf. auf der Basis von Reziprozität, 

vertraglich angepasst werden.  
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